UFG-Novelle — RRF Erlduterungen RV 19.01.2021

Erliuterungen

Allgemeiner Teil

Mit dem Europidischen Wiederaufbaufonds werden Mittel zur Umsetzung von Reformbestrebungen der
Mitgliedstaaten zur Uberwindung der COVID-bedingten Wirtschaftskrise bereitgestellt. Im dafiir von Os-
terreich eingereichten und von der Europdischen Kommission genehmigten Osterreichischen Aufbau- und
Resilienzplan 2020 — 2026 (OARP) sind Férderungen fiir Investitionen und MaBnahmen festgelegt, die
iiber die Umweltforderung im Inland (Kreislaufwirtschaft, Umstieg auf klimafreundliche Heizungen, Be-
kampfung von Energiearmut), iiber den neu einzurichtenden Teilbereich ,,Flachenrecycling® und den Bio-
diversititsfonds abgewickelt werden.

Die bisherige Forderschiene ,,Altlastensanierung® wird um den Forderbereich des ,,Flachenrecyclings® aus-
geweitet.

Weiters wird ein Biodiversitétsfonds als eigenstdndiger Forderbereich im Rahmen des Umweltférderungs-
gesetzes eingerichtet. Mit diesen Forderungen sollen zusétzliche Maflnahmen zur Umsetzung der nationa-
len Biodiversitdts-Strategie angereizt bzw. unterstiitzt werden.

Weitere Anpassungen betreffen das Abwicklungsprozedere fiir die Vergabe der Forderungen sowie die
Umweltférderung im Inland beziiglich Zielsetzungen, Fordergegenstand usw. im Hinblick auf die ange-
strebte Klimaneutralitdt 2040.

Verfassungsrechtliche Grundlage fiir die vorgesehenen Regelungen ist Art. 17 B-VG.

Besonderer Teil

ZnZ1,726,7217,7Z20,7Z 33 und Z 35 (Titel des Gesetzes,§ 172 4,§ 6 Abs.3723,§7Z3, Uberschrift
des 4. Abschnittes, § 29a)

Ein Instrument zur Reduktion des Neuflichenverbrauches stellt die Mobilisierung brachliegender und leer-
stehender Flichen dar. Flichenrecycling ist als Zielsetzung im aktuellen Regierungsprogramm, im Oster-
reichischen Raumentwicklungskonzept (OREK) 2030 sowie als MaBnahmenschiene des OARP verankert.
Osterreich verfiigt {iber ein beachtliches Potential an nicht oder untergenutzten Flichen, sodass ein Teil des
jéhrlichen Flachenbedarfes durch deren Reaktivierung bzw. Revitalisierung gedeckt und solcherart Neunu-
tzungen auf der ,,griinen Wiese“ vermieden werden konnten. Allein im Bereich gewerblich/industriell vor-
genutzter Flachen besteht gemall Studien des Umweltbundesamtes ein grofles Handlungsfeld. Die neuen
Forderinstrumente sollen die Wiedereingliederung nicht oder untergenutzter Flachen in den Wirtschafts-
kreislauf unterstiitzen.

ZuZ 1,7 7 und Z 43 (Titel des Gesetzes, § 1 Z 5 und § 48d)

Als Vertragspartei des Ubereinkommens der Vereinten Nationen (VN-Ubereinkommen) iiber die biologi-
sche Vielfalt hat Osterreich in einer nationalen Strategie, oder einem #hnlichen Programm, darzulegen, wie
die globalen Biodiversititsziele und Beschliisse des Ubereinkommens in Osterreich umgesetzt werden sol-
len bzw. welche Beitrige Osterreich zur Erreichung der globalen Biodiversitits-Ziele leistet. Die nationale
Biodiversitits-Strategie soll auch die Beitriige Osterreichs zur Erreichung der EU Biodiversitits-Ziele fest-
legen. Die aktuelle Biodiversitits-Strategie 2020+ ist unter www.bmk.gv.at/themen/klima_umwelt/natur-
schutz/biol vielfalt/biodiversitaets strategie 0e2020.html verdffentlicht.

Der laufende Prozess zu einer nationalen Biodiversitéts-Strategie 2030 wurde 2019 unter breiter Einbin-
dung relevanter Akteure und Stakeholder gestartet. Bei der Erstellung dieser Strategie wird die Bundesmi-
nisterin fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie von der nationalen Bio-
diversitits-Kommission unterstiitzt, die generell auch in Angelegenheiten der Biodiversitétspolitik berét.
Ein erster Entwurf einer nationalen Biodiversitits-Strategie 2030 wurde im zweiten Quartal 2021 der nati-
onalen Biodiversitits-Kommission prasentiert.

Die Vergabe von Forderungen oder Erteilung von Auftrigen im Rahmen des Biodiversititsfonds sollen
zum Schutz, der Wiederherstellung und dem Erhalt der Biodiversitit in Osterreich als Beitrag zur Umset-
zung der nationalen Biodiversitits-Strategie, der EU-Biodiversitéts-Strategie sowie der internationalen
Vorgaben im Rahmen der Vereinten Nationen beitragen. Die Beitrdge des Biodiversitétsfonds sollen zu-
sdtzlich zu den Maflnahmen in den Sektoren im Rahmen der Wirkungsbereiche der gemeinsamen Agrar-
politik und des Waldfonds, BGBI. I Nr. 91/2020 erbracht werden und somit auf eine Maximierung der liber
diese Instrumente moglichen Effekte hinwirken.
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Zu74,78,79,7228undZ29 (§17Z2,§2 Abs. 2 und § 23 Abs. 1)

Die Zielbestimmungen fiir die Umweltforderung im Inland werden aktualisiert und im Hinblick auf das
Schutzgut der ,,menschlichen Gesundheit™ ausgeweitet, zu deren Verbesserung bzw. Entlastung die Forde-
rung von MaBinahmen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen aller Art und von MaBnahmen zur Re-
duktion sonstiger umweltbelastender Emissionen (Luftschadstoffe, Lérm, usw.) und Abfille beitragen sol-
len. Die Umweltforderung im Inland soll unveréndert als eines der zentralen Instrumente fiir die Erreichung
der Zielsetzungen im Bereich der Energieeffizienz und der Wéarmewende eingesetzt werden. In diesem
Sinne bleiben die klima- und energiepolitischen Zielsetzungen im Grundsatz unveridndert, werden jedoch
in ihrer Struktur an die aktuellen themenspezifischen Herausforderungen angepasst. Insgesamt soll die Um-
weltforderung im Inland die Verbreitung neuer technologischer Ansitze — wie auch im OARP vorgesehen
— zur Transformation der Wirtschaft in Richtung Klimaneutralitdt unterstiitzen. Zudem soll die Umweltfor-
derung im Inland auf die Zielverfolgung der in die europdischen Strategieausrichtungen eingebetteten na-
tionalen Politikfelder der Kreislaufwirtschaft und Ressourceneffizienz ausgerichtet werden.

Zu?72,23,25,7213,7214,718,Z26und Z37(§17Z1,§17Z3,§6 Abs. 1 samt Uberschrift und
Abs. 4,§ 6 Abs. 5, § 12 Abs. 8 Z 2, Uberschrift zu § 29 und § 30 samt Uberschrift)

Die Anderungen sind rein redaktioneller oder klarstellender Natur.
ZuZ10 (§ 3 Abs. 2)

Es wird klargestellt, dass die in der UFG-Forderpraxis durchaus géingigen Vertragsbeitritte oder —iibernah-
men weiterhin zuldssig sind.

Beziiglich der Besicherung von Contracting-Geschéften wird zudem eine Offnung des Abtretungsverbots
ermoglicht. Um die Effektivitt einer Haftung zu erhohen, soll die Abtretung von Haftungen gemeinsam
mit den Zahlungsforderungen aus Contracting-Geschéften innerhalb von bestimmten Grenzen moglich
sein. In den Richtlinien gemaB § 6 Abs. 4 sind ndhere Regelungen zu erlassen, die vorallem darauf abzielen,
dass einerseits die ContractingnehmerInnen insbesondere im Segment der privaten Haushalte oder Klein-
stunternehmen durch die Abtretung keine vertraglichen Nachteile erleiden und andererseits eine Attrakti-
vierung dieser Finanzierungsform fiir Investorenlnnen erreicht wird.

ZuZ 11 (§3 Abs. 3)

Gemil § 17 Abs.2 Allgemeine Richtlinien fiir die Gewdhrung von Férderungen aus Bundesmittel
(BGBL. II Nr. 208/2014, idgF) besteht die Verpflichtung zur Eintragung von Forderungen in die Transpa-
renzdatenbank. Komplementér dazu besteht fiir Fordereinrichtungen die Verpflichtung sich im Wege von
Abfragen zur Transparenzdatenbank {iber die von anderen Einrichtungen gewihrten Foérderungen zu infor-
mieren. Durch die strukturelle Anderung der wechselseitigen Informationsverpflichtungen zwischen den
Forderstellen ist die gegenstindliche Bestimmung im UFG hinfillig.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass die Verpflichtung zur Transparenzdatenbank-Ein-
tragung und -Abfrage gemil § 17 Abs. 2 ARR 2014 nur fiir Bundesférderungen besteht. Lander und Ge-
meinden sind zur Eintragung von Foérdergewihrungen und Auszahlungen bzw. zur Abfrage der Transpa-
renzdatenbank nicht verpflichtet. Dies erfolgt derzeit auf freiwilliger Basis.

Zu712,730,7Z43 (§5,§ 24 Abs.1Z 8 und § 48e Z 2 bis 5)

Fiir die Transformation im groBindustriellen Sektor greifen hiufig die klassischen forderpolitischen An-
reizsetzungen in Form von Investitionszuschiissen zu kurz, da die notwendigen Technologiespriinge oft-
mals durch erheblich erhdhte Betriebskosten gekennzeichnet sind, durch die eine Wirtschaftlichkeit der
Projekte nur tiber sehr lange Zeitrdume darstellbar sind. Im Rahmen der Umweltforderung im Inland sollen
daher fiir derartige Projekte unter engen Grenzen auch Betriebskosten gefordert werden. Konkret soll diese
Forderform fiir 6ko-innovative Projekte mit klima- oder energiepolitischer Ausrichtung offenstehen, bei
denen die Betriebskosten signifikant iiber jenen herkommlicher Produktionsverfahren oder Anlagen liegen
und die erhdhten Gesamtkosten erst {iber branchen- und technologietypische Amortisationszeiten erwirt-
schaftet werden konnten.

Zusitzlich ist die Forderform daran gekniipft, dass européische Kofinanzierungsmittel oder, bei Projekten
im Rahmen des IPCEI-Prozesse (,,Jmport-Projects of Common European Interest™; Mitteilung der Kom-
mission, Kriterien fiir die Wiirdigung der Vereinbarkeit von staatlichen Beihilfen zur Férderung wichtiger
Vorhaben von gemeinsamem europdischem Interesse mit dem Binnenmarkt, ABI. Nr. C 188 vom
20.06.2014 S. 4, idgF), Kofinanzierungsmittel aus anderen Mitgliedstaaten fiir das Gesamtvorhaben einge-
setzt werden. Im wettbewerbsrelevanten Bereich kann dies nur soweit die beihilfen- und unionsrechtlichen
Vorgaben derartige Forderungen zulassen passieren. Die ndheren Bestimmungen fiir diese Férderform sind
in den Forderungsrichtlinien festzulegen.
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Die Option der Forderung erhohter Betriebskosten soll generell auch bei Biodkonomieprojekten unabhén-
gig vom Innovationsstatus und von européischen Kofinanzierungen eréffnet werden, zumal gerade auch in
dieser Projektkategorie der Einsatz von biogenen Rohstoffen regelméBig erhohte Betriebskosten erfordern.

Die Einrechnung erhdhter Betriebskosten bei Biookonomieprojekten ist maximal fiir einen 5-Jahreszeit-
raum mdglich. Demgegeniiber ist aus den Riickmeldungen von Industrie und Wirtschaft davon auszugehen,
dass bei den transformatorischen Industrieprojekten ein lingerer Einrechnungszeitraum unabdingbar ist.
Demgema ist fiir diesen Sektor ein maximaler Einrechnungszeitraum von 15 Jahren vorgesehen. In beiden
Féllen ist durch § 27 die Hochstférderung dadurch begrenzt, dass branchen- und technologische Amortisa-
tionszeiten nicht unterschritten werden diirfen.

Auch im Bereich des Biodiversititsfonds ist eine Beschrinkung der Anreizsetzung rein auf Investitions-
kosten nicht zielfithrend und ineffektiv, zumal gerade die damit adressierten Projekte haufig stark ,,betriebs-
kostenlastig®™ sind. Dementsprechend sind die Malnahmenarten geméf § 48e auch fiir eine Unterstiitzung
der anfallenden Betriebskosten, Kosten fiir Anmietung von Maschinen, sonstiger projektbezogener Perso-
nal- oder Sachaufwand einschlieBlich von Gemeinkosten gedffnet.

ZuZ15bisZ 17 (§ 6 Abs.1aZ 6,§ 6 Abs. 1b Z 6, § 6 Abs. 3 Z 6)

Die Finanzierung des Biodiversitdtsfonds erfolgt aus dem allgemeinen Bundeshaushalt. Aus den fiir die
Zwecke des Biodiversititsfonds gemdB dem jeweiligen BFG bereitgestellten Mittel werden sowohl die
Zahlungsverbindlichkeiten aus den Forderungen und Auftrigen sowie die damit verbundenen Abwick-
lungskosten abgedeckt. Die in einem Haushaltsjahr nicht zugesagten Mittel sollen im folgenden Budgetjahr
bzw. in den folgenden Budgetjahren dem reguldren Budget des Biodiversitétsfonds eingesetzt werden kon-
nen. Damit soll der Gefahr entgegengewirkt werden, dass die hdufig sich {iber die Budgetjahresgrenzen
ziehenden Projektvorbereitungen mit einem zusétzlichen budgetdren Risiko konfrontiert sind bzw. zu einer
Reduktion der fiir den Biodiversititsfonds gesamthaft zur Verfligung stehenden Mittel fiihren.

ZuZ15,716,Z 19,724 (§ 6 Abs. 1aZ 3 und 6, § 6 Abs. 1b Z 3 und 6, § 6a; § 11 Abs. 1, § 49 Z 3)

Im Hinblick auf die erheblichen Finanzmittel, vor allem aus dem Green Deal, die von europdischer Seite
fiir die Transformation der Wirtschaft und fiir den wirtschaftlichen Wiederaufbau nach der COVID-Krise
eingesetzt werden, wird klargestellt, dass diese Mittel unabhéngig von den nationalen Mittel zur Verfiigung
stehen. Demnach sollen EU-Mittel, auch wenn sie iiber den nationalen Budgethaushalt abgewickelt werden,
im Rahmen der Forderinstrumente ohne Beteiligung ,,originar nationaler Mittel oder in Kombination mit
diesen eingesetzt werden konnen. Keinesfalls sollen die EU-Mittel, wie bisher schon im Zusammenhang
mit dem EFRE oder ELER, zum Ersatz der nationalen Mittel fiihren.

Einzige Ausnahme hiefiir bildet die im Osterreichischer Aufbau- und Resilienzplan 2020 — 2026 (OARP)
festgelegten Einsatz von EU-Mittel zur Bedeckung von Aufwendungen im Zusammenhang mit der Um-
stellung auf klimafreundliche Heizungen, durch die es zu keinen Ausweitungen der Zusagerahmen fiir die
Sanierungsoffensive kommt. Eine Bestreitung der Aufwendung alleinig aus Mitteln des Européischen Wie-
deraufbaufonds, ohne dass ,,origindr* nationale Mittel eingesetzt werden, ist beispielsweise fiir Forderun-
gen des Flichenrecyclings und der Kreislaufwirtschaft gemifs dem OARP vorgesehen.

Der OARP sieht folgende Forderprogramme und Budgetvolumina, die iiber Férderschienen des UFG ab-
gewickelt werden, vor:

—  Sanierungsoffensive (,,Raus-aus-Ol-und-Gas*): 158,92 Millionen Euro, die nationale Mittel ersetzen;
—  Bekdmpfung der Energiearmut: 50 Millionen Euro;
—  Biodiversitiatsfonds: 50 Millionen Euro RRF + 30 Millionen Euro nationale Mittel

—  Leergutriicknahmesysteme und Maflnahmen zur Steigerung der Mehrwegquoten fiir Getrankegebinde:
110 Millionen Euro;

—  Errichtung und Nachriistung von Sortieranlagen: 60 Millionen Euro;

—  Reparatur von elektrischen und elektronischen Geréten: 130 Millionen Euro;

—  Transformation der Industrie zur Klimaneutralitat: 100 Millionen Euro;

—  klimafitte Ortskerne: 50 Millionen Euro (davon: Flichenrecycling: 8 Millionen Euro).

Mit dieser Systematik ist sichergestellt, dass die nationalen Anstrengungen im Bereich des Klima- und
Umweltschutzes im Sinne des § 1 auf unveréndertem Niveau bleiben und so der gemeinsame Einsatz von
nationalen und europédischen Mitteln die Wirkung der Forderinstrumente im Rahmen des UFG maximieren.
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ZuZ20und Z 43 (§ 7 Z 5, und § 48i)

Analog zu den iibrigen UFG-Bereichen wird auch in Angelegenheiten des Biodiversititsfonds eine eigen-
staindige Kommission (,,Biodiversitdtsfonds-Kommission®) zur Beratung der Bundesministerin fiir Klima-
schutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie eingesetzt.

Die Besetzung der Kommission zielt darauf ab, das Knowhow aus dem einschldgigen Stakeholder-Portfolio
im Bereich der Biodiversitétspolitik in der Beratung bei der Ausrichtung und beim Vollzug dieses neuen
UFG-Bereiches zu sammeln und zu niitzen. Die entsendungsberechtigten Organisationen und Stellen sind
angehalten, fiir diese Zwecke auch die kundigen Personen aus den Fachbereichen zu nominieren. Bei der
Festlegung der Stellen wurden daher auch bewusst Organisationen und Stellen aus dem wissenschaftlichen
aber auch dem NGO-Bereich ausgewihlt. Auch die Vertretung der nationalen Biodiversitéts-Kommission
soll diesen Fachinput in der Biodiversititsfonds-Kommission einbringen. Mit der Entsendung von zwei
Vertretern oder Vertreterinnen soll fiir das Bundesministerium fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobili-
tat, Innovation und Technologie die Verschneidung mit der Osterreichischen Fachvertretung in internatio-
nalen Biodiversititsgremien (insbes. VN-Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt, Zwischenstaatli-
che Plattform zu Biodiversitit und Okosystemleismngen im Rahmen der Vereinten Nationen ,,JPBES®)
ermdglicht werden, zumal im Aufgabenportfolio des Biodiversititsfonds insbesondere auch Beitragsleis-
tungen zu den globalen Biodiversitétszielen explizit angefiihrt sind.

Infolge des Hinzukommens der neuen Kommission und zwecks besserer Lesbarkeit wird die Regelung liber
die Beratungstitigkeit der Kommission strukturiert und konkretisiert.

ZuZ21,Z22und Z 25 (§ 9 Abs. 2 und 4 sowie § 12 Abs. 2)

Die regulativen Bestimmungen zur Arbeit in den Kommissionssitzungen werden an die bestehenden Ar-
beitspraktiken, insbesondere auch im Lichte der eingeschrinkten Bewegungs- und Begegnungsméglich-
keiten im Zuge der COVID-II-Krise, aber auch im Hinblick auf eine effizientere Abwicklung an sich, an-
gepasst. Die schon iiblichen Umlaufbeschliisse werden im UFG explizit als Beschlussform aufgenommen
und auch die damit verbundenen Abstimmungsregelungen adaptiert. Weiters soll es fiir die Kommissionen
im Rahmen des UFG moglich werden, in Féllen, bei denen aufgrund detailliert vorgegebener Regelungen
in den Forderungsangeboten kein oder kaum ein Beurteilungsspielraum fiir die Priifung der Férderungs-
wiirdigkeit fiir die Kommission verbleibt, auf eine Vorabbefassung zu verzichten. Ob die Kommission auf
eine Befassung vor der Forderungsentscheidung verzichtet, entscheidet alleinig die Kommission selbst und
in Beschlussform. Die Kommission kann im Rahmen ihrer ohnehin bestehenden Befugnisse nachtriglich
Informationen iiber die in dieser Form abgewickelten Forderungen einfordern. Schlie8lich hat sich die Ver-
pflichtung zur Information des oder der Férderwerberlnnen iiber die Beurteilung des Forderansuchens
durch die Abwicklungsstelle in den Fillen, in denen diese vollinhaltlich dem Forderungsansuchen ent-
spricht, als entbehrlich herausgestellt. Zukiinftig gilt diese Informationsverpflichtung und nur mehr dann,
wenn die Einschétzung der Abwicklungsstelle vom Forderansuchen abweicht.

Zu Z23 (§ 10 Abs. 4)

In der Forderungspraxis werden Geschéfts- und Betriebsgeheimnisse nicht als solche gekennzeichnet, wiah-
rend andererseits nur bestimmte Daten oder Informationen von geforderten Projekten zur Ver6ffentlichung
freigegeben sind. Die Datenschutz- und Geheimhaltungsverpflichtungen werden daher aktualisiert und har-
monisiert: zukiinftig sind die Mitglieder der Kommission an die gleichen Geheimhaltungsvorgaben analog
zu den sonstigen Vorgaben fiir die Verdffentlichung von Daten oder Informationen aus einzelnen Forde-
rungsprojekten, die in den Forderungsrichtlinien festgelegt sind, gebunden.

Zu Z 24 (§ 11a samt Uberschrift)

Die Abwicklung der Mittel aus dem Unterstiizungsvolumen geméf § 6 Abs. 2fZ 1c fiir einkommensschwa-
che Haushalte erfolgt durch die Lander. Zur Feststellung der Férderungswiirdigkeit eines oder einer Forde-
rungswerberIn oder zur Uberpriifung der Voraussetzungen fiir die Gewiihrung von Forderungen ist die Ab-
frage und Bearbeitung von personenbezogenen Daten des bzw. der FérderungswerberIn und der im ge-
meinsamen Haushalt lebenden Personen notwendig. Mit dieser Regelung wird die gesetzliche Grundlage
fiir den Datenzugang der Lander geschaffen.

ZuZ27und 45 (§ 13 Abs.5Z 3 und § 49 Z 1 lit. d)

Als Ausfluss der inhaltlichen Berithrungspunkte mit landwirtschaftlichen Themenstellungen wird eine Mit-
wirkungskompetenz des Bundesministeriums fiir Landwirtschaft, Regionen und Tourismus vorgesehen.
Diese Mitwirkungskompetenz bezieht sich auf die Festlegung der Forderungsgegenstinde, soweit diese
iiberwiegend land- und forstwirtschaftliche Aspekte aufweisen.
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Zu Z 30 (§ 24 Abs. 1)

Im Hinblick auf die angepassten Zielsetzungen der Umweltforderung im Inland werden die férderbaren
MaBnahmen adaptiert. Bis auf einige Ausnahmen bleiben die bisherigen Fordergegenstinde technisch-in-
haltlich unveréndert. Wie bisher wird die Férderung von klimaschutzrelevanten MaBnahmen einen zentra-
len Schwerpunkt einnehmen. Der bisherige Forderschwerpunkt zur Verringerung von Staubemissionen bei
Fahrzeugen, die nicht zum gewerblichen Giiter- oder Personenverkehr zéhlen, entfallen. Im abfallpoliti-
schen Fordersegment wird der Aspekt der Kreislaufwirtschaft stérker betont:

a) klimaschutzrelevante Investitionen: unveridndert bleibt die Umweltforderung im Inland als eines der
zentralen Instrumente auf Bundesebene vorwiegend im Bereich der Energieeffizienz und erneuerbare Ener-
gietrager (Wirmeversorgung) tétig; nunmehr explizit als eigenstindiger Fordergegenstand ausgewiesen
sind Investitionen zum Einsatz von biogenen Rohstoffen aus dem Politikfeld der Biodkonomie;

b) Malinahmen zur Reduktion von Luftschadstoffen: dieser Schwerpunkt bleibt unveréndert;

¢) MafBinahme der Kreislaufwirtschaft und der Ressourceneffizienz: in diesem Schwerpunkt ist eine erhohte
Nachfrage in der Forderung festzustellen; thematisch reichen die Projekte von klassischen Rohstoffeinspa-
rungen, Projekten zur Einddmmung des Bodenverbrauchs sowie typischen Kreislaufwirtschaftsprojekten,
wie insbesondere auch Sortieranlagen fiir Kunststoffverpackungen oder Investitionen im Zusammenhang
mit der Wiederverwendung von Getrankeverpackungen, wie Leergutriicknahmeautomaten, Mehrwegfla-
scheninfrastrukturprojekten oder Normgebinde. Im Hinblick auf die generell wachsende Bedeutung dieses
umweltpolitischen Themenbereichs auf européischer und nationaler Ebene wird die Forderfahigkeit dieser
Investitionen explizit gesetzlich verankert;

d) 6ko-innovative Investitionen: dieser Férdergegenstand bleibt beziiglich der inhaltlichen Ausrichtung un-
verdndert, allerdings wird die Anreizmdglichkeit fiir diesen Fordergegenstand mit der Option zur Férderung
von laufenden Kosten im Zusammenhang mit diesen Investitionen, erheblich verbessert;

e) Investitionen in immaterielle Leistungen: dieser Fordergegenstand wird um Dienstleistungen, wie etwa
dem Heizungscheck und die Férderung von Reparaturkosten fiir elektrische oder elektronische Haushalts-
gerite u.d., ausgeweitet. In Fachkreisen wird wiederholt darauf hingewiesen, dass die Férderungen derarti-
ger Dienstleistungen klima-, energie- und umweltpolitisch hochst sinnvoll, effektiv und kostengiinstig
durchgefiihrt werden konnen.

f) laufende Kosten: im beschriankten Ausmaf sollen auch laufende Kosten im Rahmen der Umweltforde-
rung im Inland gefordert werden konnen; insbesondere im Bereich dko-innovativer Investitionen im in-
dustriellen Bereich sind transformative Maflnahmen héufig mit erhohten Betriebskosten verbunden, die in
iiblichen Zeitrdumen eine Wirtschaftlichkeitsdarstellung der Investitionen nicht ermdglichen; dieser Um-
stand wird auch auf europdischer Ebene insbesondere mit dem IPCEI-Mechanismus (,,Important Projects
of Common European Interest” — Mitteilung der Kommission Kriterien fiir die Wiirdigung der Vereinbar-
keit von staatlichen Beihilfen zur Férderung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem europdischen Interesse
mit dem Binnenmarkt, ABI. Nr. C 188 vom 20.06.2014, S. 4) oder dem Innovation-Funds (Delegierte Ver-
ordnung (EU) Nr. 2019/856 zur Ergéinzung der Richtlinie 2003/87/EG in Bezug auf die Funktionsweise des
Innovationsfonds, ABIL. Nr. L 140 vom 28.05.2019, S. 6, in der Fassung der Delegierten Verordnung (EU)
Nr. 2021/1204, ABIL. Nr. L 261 vom 22.07.2021 S. 4) Rechnung getragen. Um auch in diesem Segment
eine instrumentenbasierte Anreizsetzung zu ermdglichen, sollen in diesen speziellen Féllen auch Betriebs-
kosten iiber einen Zeitraum von fiinf Jahren geférdert werden, sofern dazu auch EU-Mittel oder Kofinan-
zierungsmittel aus anderen Mitgliedstaaten eingesetzt werden. Erhdhte Betriebskosten sind auch haufig fiir
den Einsatz biogener Rohstoffe kennzeichnend, weshalb auch fiir dieses Segment (im Rahmen der beihil-
fenrechtlichen Moglichkeiten) eine Einbeziehung dieser Zusatzkosten in die Forderungsbemessung fiir ei-
nen limitierten Zeitraum moglich sein soll.

Gegeniiber der bisherigen Festlegung der Forderungsgegenstinde ist jener betreffend Staubreduktionsmal-
nahmen bei Baustellenfahrzeugen (ex § 24 Abs. 1 Z 2 lit. a) nicht mehr explizit genannt. Die Mallnahme
bleibt gemal § 24 Abs. 1 Z 2 grundsétzlich weiterhin férderungsfihig, wiewohl die Nachfrage nach diesen
Foérderungen in den letzten Jahren zum Erliegen gekommen ist.

Auch die Forderung der Lagerung von geféhrlichen Abfillen (ex § 24 Abs. 1 Z 2 lit. d) mangels Forder-
nachfrage ist nicht mehr als Forderungsgegenstand angefiihrt. In diesem Teilsegment der Umweltférderung
im Inland wurde insgesamt der Schwerpunkt hin zu kreislaufwirtschaftlichen Mafinahmen gelenkt. Die
Lagerung als Bestandteil einer umfassenden MaBinahme der Kreislaufwirtschaft bleibt weiterhin forde-
rungsfahig, jedoch nicht als einzelnes separates Projekt.

Und schlieBlich ist der bisherige Forderungsgegenstand ,,Sofortmainahmen® (§ 24 Abs"l Z 4) mangels
Forderungsnachfrage und damit mangels Relevanz entfallen.
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Zu Z 31 (§ 27 Abs. 1)

Das maximale Forderausmal in der Umweltforderung im Inland ist entweder durch die beihilfen- oder
unionsrechtlichen Hochstgrenzen, oder - im kommunalen, nichtwettbewerblichen (idR Gemeinden, Religi-
onsgemeinschaften, Vereine usw.) oder Haushaltsbereich - mit den umweltrelevanten Investitionskosten
gedeckelt. Diese Grenzen gelten ungeachtet der Herkunft der Mittel, also ob ausschlieBlich ,,originér* na-
tionale Umweltforderungsmittel, ausschlieBlich EU-Mittel oder Mittel aus anderen Mitgliedstaaten, oder
Kofinanzierung aus Bundes- oder EU-Mitteln erfolgt. Bei der Forderung von dkoinnovativen industriellen
Projekten (zB. ,,Carbon Contracts for difference®), bei denen auch erhdhte Betriebskosten iiber einen Zeit-
raum von fiinf Jahren bzw. zehn Jahren gefordert werden konnen, ist es von besonderer Wichtigkeit, dass
dabei Marktverzerrungen hintangehalten werden. Mit diesem Spektrum soll eine ausreichende Anreizset-
zung fiir die ,, Transformation der Wirtschaft” wie auch eine maximale Abschopfung von Kofinanzierungen
aus EU-Mittel oder Mittel anderer Mitgliedstaaten ermdglicht werden.

Zu Z 32 (§ 27 Abs. 2)

Die Anderungen ergeben sich aus der Neustrukturierung des § 24 Abs. 1 (Férderungsgegenstinde). Inhalt-
lich bleiben die Regelungen zum Forderungsausmaf fiir die Fernwérme-Forderung im Rahmen der Um-
weltforderung im Inland (BGBI. I Nr. 161/2021) unveréndert.

Zu Z 38 (§ 30a samt Uberschrift)

Das Handlungsfeld Flachenrecycling weist auf Grund des Zusammenspiels rechtlicher, technischer und
wirtschaftlicher Komponenten einen hohen Grad an Komplexitit auf. Dementsprechend ist die kostenin-
tensive Beiziehung von Expertlnnen oft unumgénglich. In der Praxis reicht bisweilen schon der blo3e Ver-
dacht einer dkologischen Belastung aus, um eine erfolgreiche Nachnutzung zu verhindern. Haufig werden
allerdings Investitionsrisiken tiberschétzt und auch Liegenschaften in guten Lagen entwertet. Die Erhebung
von Entwicklungsszenarien und Nachnutzungsmdoglichkeiten sowie der Umgang mit vorhandener Infra-
struktur stellt fiir die beteiligten Akteure regelméBig eine gro3e Herausforderung dar, die durch neue For-
derinstrumente bewiltigt werden soll.

Zu Z 43 und Z 44 (§ 48e bis § 48h, § 48], § 49 Z 1 und Z 4)

§ 48d

Das Ubereinkommen der Vereinten Nationen (VN) iiber die biologische Vielfalt definiert den Begriff Bio-
diversitit mit ,,[...] die Vielfalt innerhalb der Arten und zwischen den Arten und die Vielfalt der Okosys-
teme*. Osterreich hat das VN-Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt 1994 ratifiziert und sich somit
zur Erreichung der Ziele des Ubereinkommens bekannt.

Weltweit und auch in der EU schreiten der Verlust an Arten, Lebensrdumen und der genetischen Vielfalt
trotz zahlreicher Bemiihungen ungebremst voran. Aufgrund seiner naturriumlichen Vielfalt zihlt Oster-
reich zu den arten- und lebensraumreichsten Lindern Mitteleuropas. Auch in Osterreich ist die Vielfalt aus
verschiedensten Ursachen massiv gefdhrdet: verdnderte Landnutzung, direkte Ressourcenentnahme, Kli-
mawandel, Schadstoffeintrage und gebietsfremde invasive Arten. Insbesondere kommen hydrologische
Veranderungen, Land- und Forstwirtschaft (zB Nutzungsaufgabe und -intensivierung) und Bodenversiege-
lung als Hauptursachen zum Tragen. Der sterreichische Umweltkontrollbericht 2019 verweist darauf, dass
die Hilfte der in Osterreich vorkommenden Biotoptypen gefihrdet ist. Etwa ein Drittel der in Osterreich
vorkommenden Farn- und Bliitenpflanzen ist in irgendeiner Form gefihrdet. In Bezug auf ausgewéhlte
Tierarten werden beispielsweise 64% der Reptilien, 69% der Amphibien, 46% der Fische, 27% der Sauge-
tiere und 32% der Vogel als gefihrdet ausgewiesen. Laut Osterreichischem Artikel-17-Bericht 2019 zur
Umsetzung der EU Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie sind dagegen nur vergleichsweise geringe 18 % der Le-
bensraumtypen und 14 % der Arten in einem giinstigen Erhaltungszustand.

Die Europiische Union hat als eine der zentralen Initiativen des Européischen Green Deals eine EU Bio-
diversitits-Strategie 2030 beschlossen. Diese zielt insbesondere darauf ab, das Schutzgebietsnetzwerk der
EU auf 30% der Land- und 30% Meeresfliche zu vergrofiern und dessen Konnektivitdt zu starken sowie
auch geschidigte Okosysteme wiederherzustellen. Auch sollen die Gefihrdungen der Biodiversitit abge-
baut werden. Eine Zielsetzung dazu bezieht sich beispielsweise darauf, die Verwendung und das Risiko
von chemischen Pestiziden bis 2030 um 50% zu reduzieren.

In ihrem Regierungsprogramm 2020-2024 hat sich die Osterreichische Bundesregierung zur ihrer Verant-
wortung fiir den Schutz der biologischen Vielfalt bekannt. Dazu wird insbesondere auch die Finanzierung
eines Biodiversititsfonds zur Umsetzung der nationalen Biodiversitits-Strategie festgelegt. Der Schutz der
biologischen Vielfalt sichert Produktionsgrundlagen von Wirtschaftszweigen, die von den natiirlichen Res-
sourcen abhéngen, und sichert Arbeitsplatze. Die Leistungen der Natur, wie sauberes Wasser, saubere Luft,
Lebensmittel, Brennholz, Rohstoffe fiir Medikamente sind fiir die Menschen iiberlebensnotwendig. Die
6konomische Bedeutung der biologischen Vielfalt lasst sich anhand konkreter Zahlen veranschaulichen:
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Beispielsweise wird die wirtschaftliche Bedeutung der Bestduber fiir Kulturpflanzen mit einem jédhrlichen
Wert von 200 bis 300 Millionen Euro geschétzt. Dem Erhalt der biologischen Vielfalt kommt daher enorme
volkswirtschaftliche Bedeutung zu.

Zentrale Zielsetzung des Biodiversitdtsfonds ist daher die erfolgreiche Umsetzung der in der Osterreichi-
schen Biodiversitéts-Strategie vorgegebenen MaBinahmen und die Erreichung der osterreichischen Bio-
diversititsziele. Der Biodiversititsfonds soll dazu beitragen, die biologische Vielfalt in Osterreich zu er-
halten, zu schiitzen und zu verbessern, geschiidigte Lebensriume und Okosysteme wiederherzustellen so-
wie die Ursachen der Biodiversititsverluste zu reduzieren. Dazu ist auch die Schaffung der notwendigen
Wissensbasis, Daten und Grundlagen notwendig. Es sollen die Osterreichischen Beitrdge zur Erreichung
der EU Biodiversitétsziele 2030 unterstiitzt und gefoérdert werden. In Umsetzung der aus dem VN-
Ubereinkommen iiber die biologische Vielfalt resultierenden Verantwortung fiir den Erhalt der globalen
Biodiversitit sollen auch Projekte zum Erhalt der Biodiversitit in Partnerldindern sowie im Rahmen multi-
lateraler Abkommen gefordert werden.

Der Biodiversititsfonds soll grundsétzlich die Umsetzung von Mafinahmen in den Sektoren auBerhalb des
Wirkungsbereichs der gemeinsamen Agrarpolitik und des Waldfondsgesetzes finanzieren. Dieses prinzipi-
elle Uberschneidungsverbot der Forderinstrumente darf nur unter gewissen gerechtfertigten Aspekten,
wenn MafBnahmen im Hinblick auf die Umsetzung der Nationalen Biodiversitétsstrategie von besonderer
forderpolitischer Bedeutung sind, durchbrochen werden (siehe § 48e Abs. 2). Neben EU Ko-Finanzierungs-
mitteln im Rahmen des Programms zur Landlichen Entwicklung sowie des LIFE Programms kommen auch
die Budgetmittel der fiir den Naturschutz in Osterreich zustindigen Bundeslinder bei der Umsetzung der
MaBnahmen der Biodiversitéts-Strategie zu tragen. Allfdllige Ko-Finanzierungsmodalititen werden in den
Forderrichtlinien festzulegen sein.

Die gesetzliche Verankerung des Biodiversitdtsfonds soll der wachsenden Bedeutung der Biodiversitéts-
thematik Rechnung tragen und gleichzeitig die rechtliche und langfristige Ausrichtung der Fondsaktivitdt
widerspiegeln. Die bewéhrte UFG-Systematik soll auch fiir diesen Forderbereich eine passende institutio-
nelle Einbettung bieten und eine effektive und effiziente Forderungs- und Auftragsgewéhrung sicherstellen.

§ 48e

Die Liste der forderbaren MaBinahmen ist in den zu erlassenden Forderrichtlinien gemiB § 13 Abs. 2 zu
konkretisieren.

Zu§48eZ 1

Forderbar sind investive MaBnahmen sowie Personal- und Sachaufwendungen fiir die Durchfiihrung von
Arbeiten.

a) MaBnahmen zum Erhalt der Biodiversitét zielen insbesondere darauf ab, die Situation vor allem von
gefihrdeten Arten und ihrer Lebensrdume zu verbessern sowie die Biodiversitit vor allem auch im urbanen
Bereich zu erhohen. Dies umfasst beispielsweise die Errichtung oder das Anlegen von fiir die Verbesserung
der Biodiversitdt notwendigen Strukturen (zB Pflanzungen in Form von Hecken, Griin- oder Bliihflachen,
Trockenmauern, Nisthilfen) einschlieflich der damit verbundenen Leistungen wie etwa Bauarbeiten (zB
Ausbaggerungen fiir Amphibientiimpel, Entsiegelung von versiegelten Flachen).

b) MaBnahmen zur Verbesserung und Wiederherstellung geschidigter Okosysteme zielen insbesondere da-
rauf ab, den urspriinglichen, meist durch Menschen geschidigten Zustand der Okosysteme in einen Zustand
zu versetzen, wie er vor der Einflussnahme durch den Menschen bestanden hat. Dies bezieht sich auf na-
tiirliche Okosysteme als auch auf Okosysteme der Kulturlandschaft. Investitionen die dazu notwendig sind,
betreffen beispielsweise Wiederverndssung von Mooren, Entfernung von Neophyten, Ansiedlung 6kosys-
temtypischer Pflanzenarten oder auch Verlagerung von Bodenschichten.

Fragmentierung von Lebensrdumen zéhlt zu den wesentlichen Ursachen der Biodiversitétsverluste. Die
Wiederherstellung der Vernetzung ist fiir den Erhalt von Arten, insbesondere auch im Lichte des Klima-
wandels, notwendig. Malnahmen zur Lebensraumvernetzung zielen darauf ab, die Migration von Pflanzen
und Tieren zu erhalten bzw. zu ermdglichen und die 6kologische Durchlédssigkeit sicherzustellen. Dazu
notwendige Investitionen betreffen beispielsweise die Entfernung von Hindernissen oder auch die Herstel-
lung von Trittsteinbiotopen sowie anderen Vernetzungselementen.

¢) MaBnahmen zum Aufbau infrastruktureller Einrichtungen zur Wissensvermittlung fiir die breite Offent-
lichkeit und zur Besucherlenkung zielen darauf ab, das Wissen und das Bewusstsein der Bevolkerung hin-
sichtlich der biologischen Vielfalt zu verbessern und das Verhalten der Besucher in der Natur, vor allem
auch in Schutzgebieten, zu lenken. Dies kann in zeitlicher, raumlicher oder quantitativer Hinsicht erfolgen.
MaBnahmen dafiir umfassen beispielsweise die Errichtung von Informationsstellen, das Anlegen von We-
gen, das Aufstellen von Informationstafeln, Beobachtungstiirmen, etc.
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Zu§48e Z2

Zur Erreichung des Ziels, besondere Lebensrdaume, Habitate und Arten zu schiitzen, kann es auch notwen-
dig sein, die weitere Nutzung dieser Flachen einzustellen und die Flachen somit der Natur und ihren Pro-
zessen zu iiberlassen oder bestehende Nutzungen zu beschranken. Dies umfasst nicht nur die unmittelbare
Flachennutzung sondern auch Nutzungsbeschriankungen in der Form, dass Pflanzen, Trockenmauern udgl.
nicht fiir eine anderwértige Flichennutzung beseitigt werden. Zur langfristigen Absicherung der Schutz-
ziele konnen diese Flichen fiir den Zweck des Biodiversitdtsschutzes angekauft oder gepachtet werden oder
es werden die Beschrinkungen der Nutzung dem Eigentiimer abgegolten. In den Richtlinien ist vorzusehen,
dass hiefiir angemessene Preise zur Anwendung kommen.

Zu § 48¢e Z3 und 4

Die Umsetzung von Projekten zum Schutz von Arten und Lebensrdumen bedarf zumeist auch planerischer
oder konzeptiver Vorarbeiten.

Die Ergreifung wirksamer MaBnahmen fiir den Erhalt der Biodiversitit und die Reduktion der Ursachen
der Biodiversitétsverluste setzt voraus, dass Daten zum Zustand und zur Verédnderung von Lebensrdumen
und Arten sowie ihrer wichtigsten Einflussgrofen vorliegen. Mit einem systematischen Biodiversitdtsmo-
nitoring sollen reprédsentative Daten mit standardisierten und wissenschaftlich abgesicherten Methoden
iiber langere Zeitrdume anhand von systematischen Stichproben erhoben werden. Forderbar ist die Erstel-
lung von Konzepten wie auch dessen Umsetzung.

MaBnahmen gemiB Z 1 bediirfen hiufig auch begleitender zielgerichteter Offentlichkeitsarbeit zur Infor-
mation und Akzeptanz bei Betroffenen sowie auch der breiten Offentlichkeit. Gezielte Offentlichkeitsarbeit
soll daher die Umsetzung der Biodiversitéts-Strategie und die Erreichung ihrer Zielsetzungen unterstiitzen.
Es soll daher die Entwicklung von Konzepten und die Umsetzung der Offentlichkeitsarbeit gefordert wer-
den kdnnen.

Zu§48¢Z5

Wirksame MafBinahmen zur Reduktion der Verluste der biologischen Vielfalt setzen voraus, dass ausrei-
chende Kenntnisse zur biologischen Vielfalt und ihrer Komponenten, zu den direkten und indirekten Ge-
fahrdungsursachen sowie wirksamen und effizienten Malnahmen zur Gegensteuerung vorhanden sind.
Forderbare MaBinahmen betreffen einerseits die Entwicklung dieser Kenntnisse, die Koordinierung von In-
formationen und Daten einschlieBlich Manahmen zur Erhaltung und Koordination, wie Einrichtung von
Datenbanken und Koordinationsstellen.

Zu § 48¢ Abs. 2

MaBnahmen von besonderer forderpolitischer Bedeutung zur Umsetzung der Nationalen Biodiversitatsstra-
tegie konnen beispielsweise solche zur Wiederherstellung von beeintréchtigten prioritiren Okosystemen
(z. B. Moore, Feuchtgebiete, Sonderstandorte) entsprechend der Schwerpunktsetzung im Rahmen des
OARP sein.

§ 48f

In Anlehnung an die analogen Bestimmungen in den sonstigen UFG-Bereichen setzen Forderungen im
Rahmen des Biodiversititsfonds voraus, dass geforderte Maflnahmen von befugten Personen oder Unter-
nehmen durchgefiihrt werden und diese zu den Zielsetzungen des Biodiversitdtsfonds bzw. der nationalen
Biodiversitéts-Strategie beitragen.

Die nationale Biodiversitéts-Strategie zielt primér auf den Erhalt und die nachhaltige Nutzung der biologi-
schen Vielfalt in Osterreich ab. Sollte in fachlicher Hinsicht fiir die Erreichung der mit eingereichten Projekt
anvisierten Zielsetzungen eine transnationale Kooperation fiir Mafinahmen gemil3 § 48e notwendig sein,
so konnen die nationalen Beitragsleistungen zu dieser Kooperation unterstiitzt werden. Mit der transnatio-
nalen Kooperation kommt Osterreich seiner Verpflichtung aus dem VN-Ubereinkommen iiber die biologi-
sche Vielfalt, zum Erhalt der weltweiten Biodiversitiit beizutragen, nach. Ebenso kann Osterreich seinen
Verpflichtungen als Vertragspartei dieses VN-Ubereinkommens durch Unterstiitzung von Biodiversitits-
MaBnahmen in Entwicklungsldndern nachkommen.

Der Biodiversitéitsfonds soll zur Umsetzung der Biodiversitits-Strategie in Sektoren beitragen, in denen
keine oder nicht ausreichende Forderangebote innerhalb anderer Finanzierungsinstrumente zur Verfiigung
stehen. Daher werden Mallnahmen im Rahmen des Biodiversitidtsfonds nur dann unterstiitzt, wenn fiir diese
innerhalb der gesetzlichen Rahmenbedingungen des Wirkungsbereichs der Gemeinsamen Agrarpolitik und
des Waldfonds Forderungsangebote nicht moglich sind. Das Fehlen von Budgetmitteln in diesen Instru-
menten rechtfertigt daher nicht eine Foérderung im Rahmen des Biodiversititsfonds.

§48¢g
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Die Einreichung von Forderungsansuchen kann von sdmtlichen natiirlichen und juristischen Personen so-
wie Personengesellschaften vorgenommen werden. Typischerweise kommen dafiir Landnutzer, Nicht-Re-
gierungsorganisationen, Vereine, Schutzgebietsverwaltungen, Nationalparkverwaltungen, Natur- und Bio-
spharenparkverwaltungen, Unternehmen, Korperschaften und Anstalten 6ffentlichen Rechts oder Gebiets-
korperschaften in Frage.

§ 48h

Es konnen Zuschiisse zu Investitionen sowie zum Sachaufwand im Ausmaf von bis zu 100% der anrechen-
baren Kosten gefordert werden. Der Sachaufwand schlie3t nur jenen Personalaufwand der durchfiihrenden
Unternehmen ein, der ausschlieBlich durch die Umsetzung des Vorhabens entsteht. Infrastrukturkostenan-
teil (Biiromiete, Betriebskosten) je Projektmitarbeiter und Monat konnen fiir die Laufzeit des Projektes
miteingerechnet werden. Férderungen fiir wettbewerbsrelevante Vorhaben werden unter den Vorgaben der
Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 iiber die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags iiber die Ar-
beitsweise der Europdischen Union auf De-minimis-Beihilfen, ABL. Nr. L 352 vom 24.12.2013 S. 1, in der
Fassung der Verordnung (EU) Nr. 2020/972, ABI. Nr. L 215 vom 07.07.2020 S. 3 als De-minimis-Beihilfe
gewihrt. Bei Ankauf oder Pachtung von Flachen sowie bei Entschddigungszahlungen ist das ortsiibliche
Preisniveau nachzuweisen.

§48j

Bereits vor dem Inkrafttreten der gesetzlichen Bestimmungen zum Biodiversititsfonds werden im Rahmen
des Bundesministeriums fiir Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie forder-
politische Aktivititen zur Biodiversitétspolitik respektive im Hinblick auf die nationale Biodiversitéts-Stra-
tegie gesetzt. Die Ubertragung und Einbettung dieser Aktivititen in die Strukturen des Biodiversititsfonds
soll daher so rasch wie moglich erfolgen konnen. Zu diesem Zweck werden die Férderungen im Rahmen
des Biodiversititsfonds bis zum Erlassen der diesbeziiglichen Forderungsrichtlinien unmittelbar auf der
Grundlage der ARR 2014 abgewickelt und zugesagt. Analog soll die weitere Abwicklung von bereits vor
dem 28. Februar 2022 der gesetzlichen Regelungen zum Biodiversititsfonds zugesagten Forderungen fiir
Umsetzung von Biodiversitdtsprojekten innerhalb des gegenstdndlichen Regelungen weitergefiihrt werden.
Auf diese Weise konnen sdmtliche forderpolitischen MaBnahmen des Bundesministeriums fir Klima-
schutz, Umwelt, Energie, Mobilitét, Innovation und Technologie im Sinne der nationalen Biodiversitéts-
Strategie auBerhalb der Agenden der GAP und des Waldfonds kompiliert administriert werden.

Seite 9 von 9



	Erläuterungen 
	Allgemeiner Teil 
	Besonderer Teil 
	Zu Z 1, Z 6, Z 17, Z 20, Z 33 und Z 35 (Titel des Gesetzes, § 1 Z 4, § 6 Abs. 3 Z 3, § 7 Z 3, Überschrift des 4. Abschnittes, § 29a) 
	Zu Z 1, Z 7 und Z 43 (Titel des Gesetzes, § 1 Z 5 und § 48d) 
	Zu Z 4, Z 8, Z 9, Z 28 und Z 29 (§ 1 Z 2, § 2 Abs. 2 und § 23 Abs. 1) 
	Zu Z 2, Z 3, Z 5, Z 13, Z 14, Z 18, Z 26 und Z 37 (§ 1 Z 1, § 1 Z 3, § 6 Abs. 1 samt Überschrift und Abs. 4, § 6 Abs. 5, § 12 Abs. 8 Z 2, Überschrift zu § 29 und § 30 samt Überschrift) 
	Zu Z 10 (§ 3 Abs. 2) 
	Zu Z 11 (§ 3 Abs. 3) 
	Zu Z 12, Z 30, Z 43 (§ 5, § 24 Abs. 1 Z 8 und § 48e Z 2 bis 5) 
	Zu Z 15 bis Z 17 (§ 6 Abs. 1a Z 6, § 6 Abs. 1b Z 6, § 6 Abs. 3 Z 6) 
	Zu Z 15, Z 16, Z 19, Z 24 (§ 6 Abs. 1a Z 3 und 6, § 6 Abs. 1b Z 3 und 6, § 6a; § 11 Abs. 1, § 49 Z 3) 
	Zu Z 20 und Z 43 (§ 7 Z 5, und § 48i) 
	Zu Z 21, Z 22 und Z 25 (§ 9 Abs. 2 und 4 sowie § 12 Abs. 2) 
	Zu Z 23 (§ 10 Abs. 4) 
	Zu Z 24 (§ 11a samt Überschrift) 
	Zu Z 27 und 45 (§ 13 Abs. 5 Z 3 und § 49 Z 1 lit. d) 
	Zu Z 30 (§ 24 Abs. 1) 
	Zu Z 31 (§ 27 Abs. 1) 
	Zu Z 32 (§ 27 Abs. 2) 
	Zu Z 38 (§ 30a samt Überschrift) 
	Zu Z 43 und Z 44 (§ 48e bis § 48h, § 48j, § 49 Z 1 und Z 4) 


